
  

Mitmachzeitung

Auch Laien als Blattmacher unterliegen publizistischen
Mindeststandards

In einer Großstadt erscheint eine sogen. „Mitmachzeitung“, in der nach Aussage
ihres Herausgebers jedermann die Möglichkeit hat, seine Meinung zu veröffentlichen,
soweit sie nicht eindeutig rassistisch oder sexistisch ist. Unter der Überschrift „Sie
schulden mir meine Kaution“ schildert ein Mieter, der aus dem Dachgeschoss eines
Mietshauses ausgezogen ist, seine Auseinandersetzung mit der Vermieterin, die er
mit vollständigem Namen und vollständiger Adresse nennt. Er behauptet, dass seine
Vermieterin sich mit wechselnder Begründung geweigert habe, ihm nach seinem
Auszug die Kaution zurückzuzahlen, auf die er nach seiner Ansicht einen Anspruch
habe. Zunächst sei die Einbehaltung der Kaution damit begründet worden, dass das
mitvermietete Mobiliar der Wohnung abgenutzt worden sei. Eine weitere Begründung
sei in der Folgezeit gewesen, dass er die Wohnungsschlüssel nicht rechtzeitig
abgegeben habe, so dass ein neuer Mieter in die Wohnung nicht habe einziehen
können. Dadurch seien diesem Hotelkosten entstanden und er habe die Lagerung
seiner Möbel bezahlen müssen. Schließlich sei der angebliche Mieter vom Vertrag
zurückgetreten, weil der Vormieter die Wohnung verdreckt zurück-gelassen habe.
Die Vermieterin beschwert sich beim Deutschen Presserat, dass in dem Beitrag ihr
Name und ihre Anschrift genannt werden. Da sie politisch aktiv sei und sich in
absehbarer Zeit um ein öffentliches Amt bewerbe, wolle sie das rufschädigende
Verhalten der Zeitung nicht auf sich beruhen lassen. Die angesprochene Sache sei
inzwischen auch gerichtsanhängig. Die Zeitung beruft sich in ihrer Stellungnahme
darauf, dass die Beschwerdeführerin sich um ein politisches Amt bemühe, daher
einem gesteigerten öffentlichen Interesse unterliege und sich nicht mehr in vollem
Umfange auf ein Recht auf Anonymität berufen könne. Schließlich handele es sich
hier nicht um eine Zeitung im herkömmlichen Sinne, sondern um eine
„Mitmachzeitung“. (2000)

Der Presserat beanstandet, dass in dem Artikel über die Mietauseinandersetzung
sowohl der volle Name als auch die Adresse der Beschwerdeführerin genannt
werden. Allein die Tatsache, dass sich die Vermieterin um ein öffentliches Amt
bemüht, ist noch keine Rechtfertigung dafür, in beliebiger Art und Weise über sie zu
berichten. Ziffer 8 des Pressekodex ist vielmehr so zu verstehen, dass bei einer
Person, die im öffentlichen Interesse steht, in jedem Einzelfall abzuwägen ist, ob das
private Verhalten auch von besonderem öffentlichen Interesse ist und deswegen in
der Presse erörtert werden kann. Aus dem beanstandeten Artikel wird jedoch für den
Leser in keiner Weise deutlich, dass sich die Beschwerdeführerin um ein öffentliches
Amt bewirbt oder aus welchem Grund sonst ein besonderes öffentliches Interesse an



dem beschriebenen Vorgang bestehen sollte. Die Frau wird vielmehr öffentlich
beschuldigt, ohne dass sie die Gelegenheit hätte, zu diesen Vorwürfen Stellung zu
nehmen. Die Nennung ihres Namens und ihrer Adresse trägt in diesem
Zusammenhang in keiner Weise zur Klärung oder zur weiteren Information des
Lesers bei. Der Herausgeber des Blattes beruft sich darauf, dass es sich bei seiner
Publikation nicht um eine Zeitung im herkömmlichen Sinne handele. Dies entbindet
ihn jedoch nicht der Verantwortung für die Veröffentlichungen darin. Auch wenn er
keinen „Profi-Journalismus“ betreibt, ist die Einhaltung publizistischer
Mindeststandards in jedem Fall geboten. Er repräsentiert nicht nur ethische Normen.
Er ist zugleich auch Indikator für die publizistische Qualität eines Presseorgans. An
dieser Qualität dürfte auch ihm gelegen sein. Der Presserat erklärt die Beschwerde
für begründet und beantwortet sie mit einer Missbilligung. (B 72/00)

(Siehe auch Thema „Mieterstreit“)
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